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SPRUCH 
Es ist nicht zu wenig Zeit, die wir haben, sondern es ist zu viel 

Zeit, die wir nicht nutzen. 

Lucius Annaeus Seneca; 4 v. Chr. – 65 n. Chr., römischer Philosoph 

 und Dichter 

 

 Was Sie interessieren kann:  

 
Arbeitsrecht  
 

Lohnfortzahlung – AU nach arbeitgeberseitiger 

Kündigung 

 Der Beweiswert einer AU-Bescheinigung kann grundsätzlich 

auch dadurch erschüttert werden, dass der Arbeitnehmer sich 

im Falle des Erhalts einer arbeitgeberseitigen Kündigung unmit-

telbar zeitlich nachfolgend – „postwendend“ – krankmeldet 

bzw. eine AU-Bescheinigung einreicht. 

Das gilt insbesondere dann, wenn lückenlos der gesamte Zeit-

raum der Kündigungsfrist – auch durch mehrere AU-

Bescheinigungen – abgedeckt wird. 

Meldet sich zunächst der Arbeitnehmer krank und erhält erst 

dann eine arbeitgeberseitige Kündigung, fehlt es an dem für 

die Erschütterung des Beweiswertes der AU-Bescheinigung not-

wendigen Kausalzusammenhang. 

Allein die Tatsache, dass ein Arbeitnehmer bis zur Beendigung 

eines Arbeitsverhältnisses arbeitsunfähig krankgeschrieben ist, 

am unmittelbar darauffolgenden Tag gesundet und bei einem 

anderen Arbeitgeber zu arbeiten beginnt, erschüttert in der Re-

gel ohne Hinzutreten weiterer Umstände den Beweiswert von 

AU-Bescheinigungen nicht. 

 
 



 

 

Gelingt es dem Arbeitgeber, den Beweiswert der ärztlichen Ar-

beitsunfähigkeitsbescheinigung zu erschüttern, ist es Sache des 

Arbeitnehmers, konkrete Tatsachen darzulegen und im Bestrei-

tensfall Beweise vorzulegen, die den Schluss auf eine beste-

hende Erkrankung zulassen. Hierzu ist substantiierter Vortrag 

z. B. dazu erforderlich, welche Krankheiten vorgelegen haben, 

welche gesundheitlichen Einschränkungen bestanden haben 

und welche Verhaltensmaßregeln oder Medikamente ärztlich 

verordnet wurden. 

Für eine evtl. rechtmäßige Einstellung der Lohnfortzahlung ist 

also auch die zeitliche Abfolge zu beachten. 

 

 Familienrecht/Erbrecht 

 
Veräußerung eines Einfamilienhauses nach 

Scheidung 

 Dem Bundesfinanzhof (BFH) lag ein Fall vor, bei dem er ent-

scheiden musste, ob ein steuerpflichtiges privates Veräuße-

rungsgeschäft vorliegt, wenn der seinen Miteigentumsanteil 

veräußernde Ehegatte nach der Trennung der Eheleute aus 

dem im Miteigentum stehenden Wohnhaus ausgezogen ist, der 

andere Ehegatte und das gemeinsame Kind aber dort wohnen 

bleiben. Ein Ehepaar erwarb jeweils zur Hälfte ein Einfamilien-

haus und bewohnte dieses mit dem gemeinsamen Kind. Nach 

einigen Jahren trennte sich das Paar, der Ehemann zog aus 

und es folgte die Scheidung. Im Rahmen einer Scheidungsver-

einbarung (zwei Jahre nach Auszug des Ehemanns) veräußerte 

dieser seiner geschiedenen Ehefrau seinen Miteigentumsanteil. 

Obwohl der Verkauf innerhalb der Spekulationsfrist von zehn 

Jahren stattfand, hielt er die Veräußerung für steuerfrei, da 

seine Frau und das Kind in dem Einfamilienhaus wohnen blie-

ben und die Eigennutzung damit anscheinend nicht beendet 

wurde.  



 

 

Für den BFH lag dagegen ein privates Veräußerungsgeschäft 

vor, welches der Einkommensteuer zu unterwerfen ist, da der 

Ehemann seinen hälftigen Miteigentumsanteil im Rahmen der 

Auseinandersetzung nach der Ehescheidung an seine Ex-Frau 

veräußert hat.  

Der Ehemann nutzte seinen Miteigentumsanteil nach dem Aus-

zug aus dem Familienheim nicht mehr zu eigenen Wohnzwe-

cken, auch wenn der geschiedene Ehepartner und das gemein-

same minderjährige Kind weiterhin dort wohnen. Eine das Vor-

liegen eines privaten Veräußerungsgeschäfts ausschließende 

Zwangslage lag im entschiedenen Fall nicht vor. 

 
Sonstiges 
 
Beitragsanpassung in der Pflegeversicherung 

 Ab dem 1.7.2023 gelten neue Beitragssätze in der gesetzlichen Pfle-

geversicherung. Der allgemeine Beitragssatz wird erhöht. Der Pflege-

beitrag liegt aktuell bei 3,05 % des Bruttolohns, für Menschen ohne 

Kinder bei 3,4 %. Die Beitragserhöhung betrifft sowohl Arbeitnehmer 

als auch Arbeitgeber. Der Arbeitgeberanteil steigt dabei von 1,525 % 

auf 1,7 %. Für kinderlose Versicherte ab dem 23. Lebensjahr wird 

der zusätzliche Beitragszuschlag von 0,35 % auf 0,60 % erhöht, 

wodurch sie ab dem 1.7.2023 einen erhöhten Beitragssatz von insge-

samt 2,3 % von ihrem Bruttolohn zahlen müssen. 

Eine weitere Änderung betrifft die Berücksichtigung der Kinderzahl 

beim Pflegebeitrag. Künftig sind gestaffelte Beiträge vorgesehen, so-

dass Eltern einen prozentualen Beitragssatz in Abhängigkeit von der 

Anzahl ihrer Kinder zahlen.  

Die neue Staffelung sieht folgendermaßen aus: 

Mitglieder ohne Kinder 4,00 % (AN-Anteil: 2,3 %) 

Mitglieder mit 1 Kind 3,40 % (lebenslang) (AN-Anteil: 1,7 %) 

Mitglieder mit 2 Kindern 3,15 % (AN-Anteil: 1,45 %) 

Mitglieder mit 3 Kindern 2,90 % (AN-Anteil: 1,2 %) 



 

 

Mitglieder mit 4 Kindern 2,65 % (AN-Anteil: 0,95 %) 

Mitglieder mit 5 und mehr Kindern 2,40 % (AN-Anteil: 0,7 %) 

 

Diese Staffelung gilt jedoch nur, solange das jeweilige Kind das 25. 

Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Sobald alle Kinder ab dem zwei-

ten Kind das 25. Lebensjahr vollendet haben, erhöht sich der Bei-

tragssatz zur Pflegeversicherung wieder auf 3,4 %. 


